
Prophylaktischer Entherrschungsvertrag 

zwischen der 

Grenke Beteiligung GmbH & Co. KG, 

Baden-Baden, 

und der 

Grenke AG, 

Baden-Baden, 

- nachfolgend gemeinsam auch die »Vertragsparteien« genannt -

Vorbemerkung 

Die Grenke Beteiligung GmbH & Co. KG mit Sitz in Baden-Baden ist eingetragen im 

Handelsregister des Amtsgerichts Mannheim unter HRA 705691.  

Die Grenke Beteiligung GmbH & Co. KG hält derzeit 17.069.984 Aktien an der Grenke AG mit Sitz 

in Baden-Baden, eingetragen im Handelsregister des Amtsgerichts Mannheim unter HRB 201836. 

Darüber hinaus hat die Grenke Beteiligung GmbH & Co. KG einen - am 30. Dezember 2024 - 

fälligen Anspruch auf Rückübertragung von 1.920.000 Aktien der Grenke AG aus gekündigtem 

Aktienleihvertrag. Die Aktien der Grenke AG sind im Regulierten Markt der Frankfurter 

Wertpapierbörse (im Prime Standard) notiert.  

Das Grundkapital der Grenke AG beträgt bei Abschluss dieser Vereinbarung EUR 46.495.573 und 

ist eingeteilt in 46.495.573 nennwertlose Stückaktien (Namensaktien). 

In den Jahren 2021, 2022 und 2023 führte der zu diesem Zeitpunkt noch nicht durch die Aktienleihe 

reduzierte Aktienbesitz der Grenke Beteiligung GmbH & Co. KG (18.989.984 Aktien der Grenke 

AG) jeweils dazu, dass die Grenke Beteiligung GmbH & Co. KG die Mehrheit, der auf der 

Hauptversammlung der Grenke AG vertretenen stimmberechtigten Aktien hielt (Präsenzmehrheit). 

Im Jahr 2024 genügte sogar - aufgrund einer außergewöhnlich niedrigen Präsenz - der durch eine 

Aktienleihe um 1.920.000 Aktien reduzierte Aktienbesitz der Grenke Beteiligung GmbH & Co. KG 

für eine Präsenzmehrheit. 

Aufgrund der tendenziell eher rückläufigen Entwicklung der Präsenz auf der Hauptversammlung 

der Grenke AG ist nicht auszuschließen, dass die Grenke Beteiligung GmbH & Co. KG - 

wenngleich eine Mehrheitsbeteiligung im Sinne des § 16 AktG nicht gegeben ist - auch in künftigen 

Hauptversammlungen der Grenke AG die Mehrheit der dort vertretenen stimmberechtigten Aktien 

halten wird. Eine solche nachhaltige Präsenzmehrheit hätte unter anderem zur Folge, dass eine 

Abhängigkeit der Grenke AG von der Grenke Beteiligung GmbH & Co. KG vermutet wird.  

Für den nicht auszuschließenden Fall, dass die Grenke Beteiligung GmbH & Co. KG auch in 

zukünftigen Hauptversammlungen der Grenke AG die Mehrheit der dort vertretenen 

stimmberechtigten Aktien halten sollte, beabsichtigt die Grenke Beteiligung GmbH & Co. KG keinen 

beherrschenden Einfluss auf die Grenke AG auszuüben. 

Die Grenke Beteiligung GmbH & Co. KG und die grenke AG haben einen 
prophylaktischen Entherrschungsvertrag geschlossen, dessen Inhalt wie folgt lautet: 



Dies gilt insbesondere für den Fall, dass die Grenke Beteiligung GmbH & Co. KG weitere Aktien 

der Grenke AG erwerben wird. 

Vielmehr soll die unternehmerische Eigenständigkeit der Grenke AG und deren Unabhängigkeit 

von der Grenke Beteiligung GmbH & Co. KG auch in Zukunft gewährleistet sein. Daher soll durch 

den Abschluss der nachfolgenden Vereinbarung diesbezüglich Rechtssicherheit geschaffen 

werden, und zwar unabhängig von zukünftigen Aktionärspräsenzen in den Hauptversammlungen 

der Grenke AG.  

Dies vorausgeschickt, vereinbaren die Vertragsparteien Folgendes: 

§ 1 Beschränkung der Stimmrechtsausübung

(1) Die Grenke Beteiligung GmbH & Co. KG verpflichtet sich gegenüber der Grenke AG, bei

Beschlussfassungen über die in § 1 Abs. 2 dieser Vereinbarung genannten

Beschlussgegenstände, die Stimmrechte aus den ihr jetzt und in Zukunft insgesamt

unmittelbar oder mittelbar oder gemäß § 16 Abs. 4 AktG zuzurechnenden Aktien an der

Grenke AG stets nur insoweit auszuüben, dass die Zahl der von ihr abgegebenen Stimmen

jeweils um 3,5 % hinter der Anzahl der an der Hauptversammlung teilnehmenden und bei der

jeweiligen Beschlussfassung stimmberechtigten Aktien der übrigen Aktionäre (unter

Einbeziehung der Aktien der übrigen Aktionäre, für die Briefwahlstimmen zugegangen sind)

zurückbleibt (Höchststimmzahl).

(2) Die Verpflichtung gemäß § 1 Abs. 1 besteht - vorbehaltlich der Regelung in § 1 Abs. 3 - bei

Beschlüssen der Hauptversammlung der Grenke AG über

a) die Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern, einschließlich etwaiger Ersatzmitglieder

(§§ 101, 103 AktG),

b) den Vertrauensentzug gegenüber Mitgliedern des Vorstands (§ 84 Abs. 4 S. 2 AktG),

c) Angelegenheiten der Geschäftsführung, falls der Vorstand eine Entscheidung hierüber

verlangt (§ 119 Abs. 2 AktG),

d) die Feststellung des Jahresabschlusses, falls Vorstand und Aufsichtsrat die

Feststellung der Hauptversammlung überlassen (§ 173 AktG).

(3) Die vorstehend vereinbarten Beschränkungen der Grenke Beteiligung GmbH & Co. KG in der

Ausübung ihrer Aktionärsrechte gelten nicht für die Wahl bzw. die gerichtliche Bestellung von

bis zu zwei Aufsichtsratsmitgliedern. Die Grenke Beteiligung GmbH & Co. KG wird die Grenke

AG mit einem angemessenen Vorlauf darüber informieren, wenn sie beabsichtigt, von dieser

Ausnahme nach Satz 1 Gebrauch zu machen.

(4) Anteilseigner, deren Anteile zusammen den zwanzigsten Teil des Grundkapitals der Grenke

AG erreichen oder überschreiten, dürfen die Erfüllung dieser Vereinbarung für deren Laufzeit

verlangen. Das Recht auf Geltendmachung von Schadensersatz ist ausgeschlossen. Jedoch

bleibt das Recht der Vertragsparteien vorbehalten, die Vereinbarung ohne Zustimmung der

anderen Aktionäre aufzuheben oder zu ändern.



§ 2 Geltung und Dauer

(1) Diese Vereinbarung gilt ab Vertragsschluss und wird fest für die Zeit bis zum Ende der fünften

ordentlichen Hauptversammlung nach dem Vertragsschluss, also bis zur Beendigung der

ordentlichen Hauptversammlung 2029, abgeschlossen. Bis dahin ist eine ordentliche

Kündigung ausgeschlossen.

(2) Das Recht zur Kündigung aus wichtigem Grund bleibt unberührt. Ein wichtiger Grund liegt

insbesondere vor, wenn die Zahl der Stimmrechte aus den der Grenke Beteiligung GmbH &

Co. KG insgesamt unmittelbar oder mittelbar oder gemäß § 16 Abs. 4 AktG zuzurechnenden

Aktien an der Grenke AG  in zwei von drei aufeinanderfolgenden künftigen

Hauptversammlungen der Grenke AG - bei keinem der unter § 1 Abs. 2 dieser Vereinbarung

benannten Beschlüsse - zu einer Mehrheit der entsprechend stimmberechtigten Aktien geführt

hat bzw. ohne Einbeziehung dieser Vereinbarung geführt hätte.

(3) Das Recht zur Kündigung oder zur Aufhebung dieser Vereinbarung steht nur den

Vertragsparteien zu und ist nicht von der Zustimmung anderer Anteilseigner der Grenke AG

abhängig.

§ 3 Anweisung zur Nichtberücksichtigung der Stimmen

Die Grenke AG wird die Beachtung der in den vorstehenden Paragrafen vereinbarten 

Beschränkungen der Stimmrechtsausübung durch entsprechende Vorkehrungen bei der 

Stimmauswertung - bspw. durch eine entsprechende Anweisung des mit der Auswertung 

beauftragten Dienstleisters, die Aktien der Grenke Beteiligung GmbH & Co. KG bei den 

entsprechenden Abstimmungen nur bis zur jeweils ermittelten Höchststimmzahl als vertreten zu 

behandeln - für die Laufzeit der Vereinbarung sicherstellen. Die Grenke Beteiligung GmbH & Co. 

KG ermächtigt die Grenke AG entsprechend unwiderruflich. 

§ 4 Veröffentlichung

Die Vertragsparteien sind sich bewusst, dass das Bestehen dieser Vereinbarung in den 

Lagebericht der Grenke AG aufzunehmen und den Aktionären hierzu Auskunft zu erteilen ist. Eine 

Veröffentlichung der gesamten Vereinbarung erfolgt zudem auf der Homepage der Grenke AG im 

Bereich Investor Relations. Über weitere Veröffentlichungen im Hinblick auf diese Vereinbarung 

werden sich die Vertragsparteien gegebenenfalls verständigen. 

§ 5 Nebenabreden und Form

(1) Nebenabreden zu dieser Vereinbarung haben die Vertragsparteien nicht getroffen.



(2) Änderungen dieser Vereinbarung  und Kündigungen (§ 2) bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der

Schriftform.

§ 6 Sonstiges

(1) Diese Vereinbarung unterliegt dem Recht der Bundesrepublik Deutschland.

(2) Änderungen und Ergänzungen dieser Vereinbarung, einschließlich der Änderung oder

Abbedingung dieser Bestimmung selbst, bedürfen der Schriftform, soweit nicht weitergehende

Formvorschriften einzuhalten sind.

(3) Sollte eine oder mehrere Bestimmungen dieser Vereinbarung nichtig, unwirksam oder

undurchführbar sein oder werden oder sollte sich in dieser Vereinbarung eine Lücke

herausstellen, so soll hierdurch die Gültigkeit der übrigen Bestimmungen der Vereinbarung

nicht berührt werden. Anstelle der nichtigen, unwirksamen oder undurchführbaren Bestimmung

oder zur Schließung einer Lücke soll eine angemessene Regelung getroffen werden, die,

soweit rechtlich möglich, dem am nächsten kommt, was die Vertragsparteien bei Abschluss

dieser Vereinbarung gewollt haben oder gewollt haben würden, wenn sie diesen Punkt bedacht

hätten.

(4) Die Gesellschafterversammlung der Grenke Beteiligung GmbH & Co. KG hat dem Abschluss

dieser Vereinbarung mit Beschluss vom 23. Dezember 2024 zugestimmt.

gez. 

Grenke Beteiligung GmbH & Co. KG     grenke AG


